
Bundesrat Drucksache 490/20

27.08.20

AIS - In - Wi

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln 
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0720-2946

Verordnung
des Bundesministeriums  
für Arbeit und Soziales

Sechste Verordnung zur Änderung der Beschäftigungs-
verordnung

A. Problem und Ziel 

§ 26 Absatz 2 der Beschäftigungsverordnung (BeschV) mit der sogenannten Westbalkan-
regelung ist bis zum 31. Dezember 2020 befristet. Insbesondere Arbeitgeber im Bauge-
werbe und im Gastgewerbe nutzen sie intensiv. Im Jahr 2019 haben die Auslandsvertre-
tungen in den Staaten des westlichen Balkans (Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ko-
sovo, Nordmazedonien, Montenegro und Serbien) über 27 000 Visa zur Aufnahme einer 
Beschäftigung nach § 26 Absatz 2 BeschV erteilt. Die hohe Nachfrage nach Visa im Zuge 
der Westbalkanregelung belastet die Visastellen in den genannten Staaten enorm. Die 
damit verbundenen langen Wartezeiten für einen Termin zur Beantragung eines Visums 
führen zu Unzufriedenheit bei den Arbeitgebern und den Arbeitskräften, da die Einreise 
und Beschäftigungsaufnahme für sie nicht planbar sind. Erweiterungen der Kapazitäten in 
den Visastellen wurden bereits vorgenommen, können aufgrund der örtlichen und bauli-
chen Gegebenheiten jedoch nicht uneingeschränkt fortgeführt werden. 

Ziel dieses Entwurfs ist es, den inländischen Arbeitgebern über den 31. Dezember 2020 
hinaus die Möglichkeit zu eröffnen, Arbeitskräfte aus den Westbalkanstaaten für das In-
land einzustellen. Darüber hinaus soll den inländischen Arbeitgebern, den Arbeitskräften 
in den Staaten des Westbalkans sowie der Verwaltung Planungssicherheit gegeben wer-
den.

B. Lösung 

Die Westbalkanregelung wird bis zum 31. Dezember 2023 befristet verlängert. Zur Steue-
rung wird ein kalenderjährliches Kontingent in Höhe von bis zu 25.000 Zustimmungen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) eingeführt; 
dieses soll jährlich überprüft werden.

C. Alternativen 

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bei der BA entstehen jährliche Vollzugsausgaben von bis zu 4 Millionen Euro für die Ertei-
lung der Zustimmungen. Bei den Auslandsvertretungen entstehen jährliche Vollzugsaus-
gaben von bis zu 4,5 Millionen Euro für die Erteilung der Visa.
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergeben sich jährliche Entlastungen beim Erfüllungsaufwand von ins-
gesamt 15 500 Euro.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Bei den dargestellten jährlichen Entlastungen handelt es sich um eine Entlastung von 
Bürokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Verwaltung des Bundes wird jährlich um einen Erfüllungsaufwand von rund 353 900 
Euro entlastet.

F. Weitere Kosten 

Keine.
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Verordnung
des Bundesministeriums  
für Arbeit und Soziales

Sechste Verordnung zur Änderung der Beschäftigungs-
verordnung

Der Chef des Bundeskanzleramtes    Berlin, 26. August 2020

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Dietmar Woidke

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu  

erlassende 

Sechste Verordnung zur Änderung der Beschäftigungsverordnung 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Helge Braun





Sechste Verordnung zur Änderung der Beschäftigungsverordnung

Vom ...

Auf Grund des § 42 Absatz 1 Nummer 4 des Aufenthaltsgesetzes, der durch Artikel 1 
Nummer 30 des Gesetzes vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1307) neu gefasst worden ist, 
verordnet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

Artikel 1

Änderung der Beschäftigungsverordnung

§ 26 Absatz 2 der Beschäftigungsverordnung vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1499), die 
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. März 2020 (BGBl. I S. 655) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst:

(2) „ Für Staatsangehörige von Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Nord-
mazedonien, Montenegro und Serbien können in den Jahren 2021 bis einschließlich 2023 
Zustimmungen mit Vorrangprüfung zur Ausübung jeder Beschäftigung erteilt werden. Die 
erstmalige Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn der Antrag auf Erteilung des Aufent-
haltstitels bei der jeweils zuständigen deutschen Auslandsvertretung in einem der in Satz 
1 genannten Staaten gestellt wird. Die Anzahl der Zustimmungen in den Fällen des Sat-
zes 2 ist auf bis zu 25 000 je Kalenderjahr begrenzt. Die Zustimmung darf nicht erteilt 
werden, wenn der Antragsteller in den letzten 24 Monaten vor Antragstellung Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen hat. § 9 findet keine Anwendung, es sei 
denn, dass eine Zustimmung nach § 26 Absatz 2 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2020 geltenden Fassung erteilt wurde.“

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Arbeitgeber haben die bisherige Regelung intensiv genutzt, um Arbeitskräfte zu gewin-
nen. Auch die Ergebnisse der „Evaluierung der Westbalkanregelung: Registerdatenanaly-
se und Betriebsfallstudien“ vom März 2020, die das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) 
durchgeführt hat (BMAS-Forschungsbericht 544), sind positiv. Danach verdienen Arbeits-
kräfte, die die Westbalkanregelung 2016 und 2017 in Anspruch genommen haben, im 
Mittel nicht weniger als vergleichbare Migrantengruppen und ihre Beschäftigungsverhält-
nisse sind stabil. 58 Prozent der Arbeitskräfte aus den Westbalkanstaaten werden für Tä-
tigkeiten eingesetzt, in denen üblicherweise Fachkräfte, Spezialistinnen und Spezialisten 
oder Expertinnen und Experten beschäftigt sind.

Die Nachfrage an Arbeitskräften aus den Staaten des Westbalkans war vor der Corona-
Pandemie hoch. In den kommenden Jahren wird sie aufgrund der wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Pandemie voraussichtlich auf einem etwas niedrigeren Niveau liegen. Die 
Regelung wird verlängert, um diesen Arbeitskräftebedarf decken zu können. Die Einfüh-
rung eines Kontingents dient der Steuerung der Ressourcen der Verwaltung sowie der 
Planbarkeit der Termine für die Arbeitgeber.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Inanspruchnahme der Westbalkanregelung ist wesentlich vom Arbeitskräftebedarf der 
Arbeitgeber abhängig und von der Möglichkeit, inländische Arbeitskräfte bedarfsgerecht 
einzusetzen. Arbeitgebern wird weiterhin die Möglichkeit eröffnet, Arbeitskräfte aus den 
Westbalkanstaaten befristet bis zum 31. Dezember 2023 unabhängig von ihrer formalen 
Berufsqualifikation und zur Ausübung jeder Beschäftigung einzustellen. Die Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) muss der Ausübung einer Beschäftigung zustimmen. Sie führt hierbei 
insbesondere die Vorrangprüfung und die Prüfung der Gleichwertigkeit der Beschäfti-
gungsbedingungen durch. Danach dürfen keine deutschen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, keine ihnen hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellte Auslän-
derinnen und Ausländer sowie keine freizügigkeitsberechtigten Staatsangehörigen der 
Europäischen Union oder andere Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union 
einen vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, für den Arbeitsplatz zur Verfügung 
stehen. Außerdem müssen die Beschäftigungsbedingungen der Ausländerinnen und Aus-
länder denen der inländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gleichwertig sein.

Darüber hinaus wird den inländischen Arbeitgebern, den Arbeitskräften in den Staaten 
des Westbalkans sowie der Verwaltung Planungssicherheit gegeben, indem ein kalender-
jährliches Kontingent in Höhe von bis zu 25 000 Zustimmungen der Bundesagentur für 
Arbeit nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) eingeführt wird. Die Höhe des Kon-
tingents wird jährlich überprüft und orientiert sich am Bedarf der inländischen Wirtschaft 
und den Kapazitäten der Auslandsvertretungen. Genaue Prognosen zum konkreten Be-
darf an Arbeitskräften aus dem Westbalkan sind aufgrund der Auswirkungen der Corona-
Pandemie derzeit nicht möglich. Aufgrund der umfangreichen Maßnahmen der Bundesre-
gierung, die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie abzufedern, wird davon ausgegangen, 
dass der Bedarf zeitnah wieder steigen wird. Das Niveau von 2019 wird zunächst voraus-
sichtlich jedoch nicht erreicht werden. Aufgrund der Unwägbarkeiten bei Prognosen hierzu
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wird das Kontingent zunächst auf 25 000 Zustimmungen der BA festgelegt. Es beläuft 
sich damit auf etwas mehr als 90 Prozent der erteilten Visa im Jahr 2019. Das Kontingent 
ist bedarfsgesteuert, das heißt ein Visum kann unter anderem nur bei Vorliegen eines 
konkreten Arbeitsplatzangebots oder Arbeitsvertrags für ein inländisches Beschäftigungs-
verhältnis sowie einer durchgeführten Vorrangprüfung und Feststellung der gleichwertigen 
Beschäftigungsbedingungen durch die BA erteilt werden. Maßgeblich für das genannte 
Kontingent je Kalenderjahr ist der Zeitpunkt der Erteilung der Zustimmung der BA, nicht 
der Zeitpunkt der Visumerteilung. Das Auswärtige Amt und die BA haben ausreichend 
Ressourcen zur Bearbeitung des Kontingents.

III. Alternativen

Keine.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Das BMAS kann auf Grundlage von § 42 Absatz 1 Nummer 4 AufenthG durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass Ausnahmen für Angehörige 
bestimmter Staaten in der Beschäftigungsverordnung (BeschV) geregelt werden.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtlichen 
Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Ohne die Verordnung würden für die Staatsangehörigen von Albanien, Bosnien und Her-
zegowina, Kosovo, Nordmazedonien, Montenegro und Serbien die erleichterten Voraus-
setzungen für den Arbeitsmarktzugang entfallen. Demnach könnte nicht mehr grundsätz-
lich jede Beschäftigung ausgeübt werden. Zudem müsste dann für den Arbeitsmarktzu-
gang in der Regel die Anerkennung eines im Ausland erworbenen Berufsabschlusses 
nachgewiesen werden. Durch die Verlängerung des erleichterten Zugangs zum Arbeits-
markt soll - befristet - erreicht werden, dass die betroffenen Staatsangehörigen grundsätz-
lich jede Beschäftigung unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft bzw. bei Vorlie-
gen einer entsprechenden Qualifikation ohne das Durchlaufen eines Anerkennungsver-
fahrens fortsetzen oder aufnehmen können.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Verordnung dient der Stärkung der legalen Migration zum Zweck der Beschäftigung in 
Deutschland und trägt damit zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland bei. 

Die Verordnung steht im Übrigen im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bun-
desrepublik Deutschland. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Verlängerung der Regelung über das Jahr 2020 hinaus bis Ende 2023 fallen für 
die Erteilung der Zustimmungen nach § 39 AufenthG bei der BA und für die Erteilung der
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Visa nach § 26 Absatz 2 BeschV bei den Auslandsvertretungen Haushaltsausgaben an. 
Alternativ kommt für einen Teil der Betroffenen ggf. ein Aufenthaltstitel nach §§ 18a und 
18b AufenthG in Betracht, wenn die Voraussetzungen erfüllt werden. Über die Anzahl der 
Personen, die hierfür in Betracht kommen, liegen jedoch keine Werte vor. Jedenfalls wä-
ren auch bei einem Auslaufen der Regelungen Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsauf-
wand angefallen. Daher sind die nachfolgend aufgeführten Angaben Maximalwerte:

BA:

Für die Erteilung einer Zustimmung werden 136 Minuten benötigt. Die Ausgaben für eine 
Minute im mittleren Dienst belaufen sich auf 1,11 Euro, im gehobenen Dienst auf 1,34 
Euro (Personalgesamtkosten für nachgeordnete Bundesbehörden entsprechend des 
Rundschreibens des Bundesministeriums der Finanzen für Personal- und Sachkosten in 
der Bundesverwaltung vom 18. Juni 2020). Bei einer vollständigen Inanspruchnahme des 
Kontingents und einer Verteilung der Bearbeitung auf 72 Prozent durch den mittleren und 
28 Prozent durch den gehobenen Dienst fallen für die Erteilung der 25 000 Zustimmungen 
Haushaltsangaben von bis zu 4 Millionen Euro jährlich bei der BA an.

Auslandsvertretungen:

Für die Haushaltsausgaben sind zusätzlich zu den bis zu 25 000 Visa für eine Beschäfti-
gung nach § 26 Absatz 2 BeschV Anträge auf Familiennachzug (Faktor 0,8) zu berück-
sichtigen. Von den Auslandsvertretungen sind somit bis zu 45 000 Visa-Anträge jährlich 
zu bearbeiten. Bei 75 Minuten für die Bearbeitung eines Antrags und 1,34 Euro pro Minu-
te im gehobenen Dienst entsprechend des oben aufgeführten Rundschreibens fallen bis 
zu 4,5 Millionen Euro jährlich an.

4. Erfüllungsaufwand

4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist eine Voraussetzung für die Er-
teilung eines Aufenthaltstitels zur Beschäftigungsaufnahme und wird in einem behördenin-
ternen Verfahren erteilt.

4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Kontingentierung der Zustimmungen nach § 39 AufenthG wird die Wirtschaft 
um Informationspflichten nach § 39 Absatz 4 AufenthG gegenüber der BA entlastet. In 
2019 waren rund 27 000 Zustimmungen der BA Grundlage für die Erteilung von Visa nach 
§ 26 Absatz 2. Von den Arbeitgebern waren für die Zustimmungen Erklärungen zum Be-
schäftigungsverhältnis in entsprechender Höhe an die BA zu übermitteln. In den Jahren 
2021 bis 2023 sind die Zustimmungen der BA auf 25 000 jährlich begrenzt, demzufolge 
wird die Wirtschaft um den Aufwand für 2 000 Erklärungen zum Beschäftigungsverhältnis 
entlastet.

2 000 Fälle mit einem Zeitaufwand von 10 Minuten pro Fall, bei einem Lohnsatz von 34,50 
Euro pro Stunde und Sachkosten von 2 Euro pro Fall ergeben eine Entlastung von rund 
15 500 Euro pro Jahr.

Der Erfüllungsaufwand entspricht dabei den Auskunftspflichten nach § 39 Absatz 4 Auf-
enthG gegenüber der BA (WebSKM ID-IP:200610241039451).

4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

BA:
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Für die Erteilung der Zustimmung fällt ein Zeitaufwand je Fall von 136 Minuten an (der 
Aufwand ist vergleichbar mit WebSKM ID-IP: 2012080815514611).

Wie unter Ziffer 4.2 dargestellt, reduziert sich die Anzahl der Zustimmungen der BA auf 
Grundlage des § 26 Absatz 2 um 2 000 auf 25 000. Laut BA bearbeitet 72 Prozent der 
Zustimmungen nach § 26 Absatz 2 der mittlere und 28 Prozent der gehobene Dienst 
(Stand 2017). Bei 136 Minuten Zeitaufwand und Kosten 31,70 Euro pro Stunde, das sind 
0,53 Euro pro Minute im mittleren Dienst (Lohnkostentabelle des Leitfadens der Bundes-
regierung für den Erfüllungsaufwand, S. 56) ergibt sich für 1 440 Zustimmungen (72 Pro-
zent von 2 000 Zustimmungen) bei der BA eine Reduzierung des Erfüllungsaufwands von 
rund 103 500Euro. Im gehobenen Dienst belaufen sich die Kosten auf 0,72 Euro pro Mi-
nute. Bei 136 Minuten Zeitaufwand ergibt sich bei 560 Zustimmungen (28 Prozent von 
2 000 Zustimmungen) bei der BA eine Reduzierung des Erfüllungsaufwands von rund 
55 100 Euro. Insgesamt beläuft sich die Reduzierung auf rund 158 600 Euro jährlich.

Auslandsvertretungen:

Bei den Auslandsvertretungen entsteht für die Bearbeitung der Visa-Anträge ein Zeitauf-
wand je Fall von 75 Minuten (Erhebung des Statistischen Bundesamts im Februar 2016). 
Entsprechend der oben aufgeführten Lohnkostensätze aus dem Leitfaden der Bundesre-
gierung für den Erfüllungsaufwand im Einzelfall 54,25 Euro.

Zusätzlich zur Verringerung der zu erteilenden Visa für eine Beschäftigung nach § 26 Ab-
satz 2 um 2 000 ist die Verringerung des Nachzugs von Familienmitgliedern zu berück-
sichtigen. Nach den Erfahrungen aus der Visumpraxis im Bereich der Erwerbstätigkeit ist 
der Familiennachzug mit einem Faktor 0,8 zu berechnen (entspricht 1 600 Fällen). Auf-
grund der eingeführten Kontingentierung sind somit insgesamt 3 600 Anträge weniger von 
den Auslandsvertretungen in den sechs Westbalkanstaaten zu bearbeiten. Der Erfül-
lungsaufwand reduziert sich dort somit um rund 195 300 Euro jährlich.

5. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Die Änderungen haben keine Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher oder 
gleichstellungspolitische Auswirkungen.

VII. Befristung; Evaluierung

Die Regelung gilt für die Jahre von 2021 bis 2023 und ist damit nur drei Jahre wirksam. 
Eine Evaluierung ist auch unter Berücksichtigung des haushälterischen Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit nicht erforderlich, da das IAB bereits die bisherige befristete Regelung 
evaluiert hat. Es ist nicht zu erwarten, dass durch eine weitere Evaluierung zusätzliche 
Erkenntnisse gewonnen werden. Die rechtliche Möglichkeit für den Zugang zum Arbeits-
markt für jede Beschäftigung wird auf drei Jahre befristet.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung der Beschäftigungsverordnung)

In Satz 1 wird die Namensänderung von Mazedonien in Nordmazedonien nachvollzogen. 
Des Weiteren enthält er die Befristung der Regelung bis zum 31. Dezember 2023. Wie
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bisher prüft die BA die Gleichwertigkeit der Beschäftigungsbedingungen. Auch führt sie, 
anders als bei den Aufenthaltstiteln für Fachkräfte nach den §§ 18a und 18b AufenthG, 
eine Vorrangprüfung durch. Damit wird gewährleistet, dass vorrangig verfügbare deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ihnen insoweit rechtlich gleichgestellte Auslände-
rinnen und Ausländer, wie zum Beispiel Asylberechtigte, anerkannte Flüchtlinge und sub-
sidiär Schutzberechtigte, sowie freizügigkeitsberechtigte Staatsangehörige der Europäi-
schen Union beschäftigt werden. Sollte ein spürbarer Rückgang des Arbeitskräftebedarfs 
in Deutschland eintreten, zum Beispiel in Folge der Corona-Pandemie, wird damit eine 
Steuerung zum Schutz inländischer oder ihnen gleichgestellter Arbeitskräfte vorgenom-
men.

In Satz 2 wird künftig nicht mehr an den Begriff Herkunftsstaat, sondern an den gewöhnli-
chen Aufenthalt in einem der sechs Westbalkanstaaten angeknüpft. Auf diese Weise sol-
len Antragstellungen außerhalb der Region ausgeschlossen werden. Darüber hinaus wird 
durch die Einfügung des Wortes „erstmalige“ klargestellt, dass der Wechsel des Arbeitge-
bers bei einem in Deutschland bereits bestehenden Beschäftigungsverhältnis ohne erneu-
tes Visumverfahren bei der zuständigen deutschen Auslandsvertretung in einem der 
sechs Westbalkanstaaten zulässig ist. Zudem wollte der Verordnungsgeber bereits mit 
der bisherigen Fassung zum Ausdruck bringen, dass der Wechsel des Arbeitgebers bei 
einem in Deutschland bestehenden Beschäftigungsverhältnis ohne erneute Antragstellung 
auf Erteilung des Aufenthaltstitels bei der zuständigen deutschen Auslandsvertretung zu-
lässig ist. Aufgrund der bisherigen Formulierung haben Gerichte vereinzelt entschieden, 
dass der Antrag auch in diesem Fall im Herkunftsstaat gestellt werden muss.

Nach Satz 3 sind jährlich nur bis zu 25 000 Zustimmungen der BA für Beschäftigungen 
nach § 19c Absatz 1 AufenthG in Verbindung mit § 26 Absatz 2 im jeweiligen Kalender-
jahr möglich; die Anzahl möglicher Zustimmungen wird jährlich überprüft. Die Begrenzung 
gilt durch den Verweis auf die Fälle des Satzes 2 nur für erstmalige Antragstellungen. Die 
Zustimmungen bei Arbeitgeberwechseln oder Verlängerungen der Aufenthaltstitel fallen 
damit nicht unter das Kontingent. Sie können insofern über das Kontingent hinaus erteilt 
werden. Antragstellungen gelten auch als erstmalig, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragssteller vor dem aktuellen Antrag bereits eine Beschäftigung in Deutschland aus-
geübt hat und sich nach ihrer Beendigung länger als sechs Monate im Ausland aufgehal-
ten hat.

Die BA gewährleistet die Einhaltung des Kontingents. Das Auswärtige Amt stellt die not-
wendigen Ressourcen für ausreichende Terminkapazitäten zur Beantragung von Visa 
gemäß § 26 Absatz 2 in den Auslandsvertretungen bereit. Das Auswärtige Amt, das 
BMAS und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie stimmen unter Beteiligung 
der BA ein Verfahren ab, welches die Erteilung von Aufenthaltstiteln nach § 19c Absatz 1 
AufenthG in Verbindung mit § 26 Absatz 2 entsprechend der Höhe des Kontingents von 
25 000 Zustimmungen der Bundesagentur für Arbeit ermöglicht.

Das Gesamtkontingent muss in transparenter, objektiv nachvollziehbarer Weise auf die 
sechs Westbalkanstaaten verteilt werden. Dabei sollen die Bevölkerungszahl, die Höhe 
der bisher erfolgten Registrierungen auf den Terminwartelisten und die Anzahl der in den 
Jahren 2018 und 2019 erteilten Visa auf Basis des § 26 Absatz 2 berücksichtigt werden. 
Diese spiegeln neben der Visumnachfrage und der Nachfrage der deutschen Wirtschaft 
nach Arbeitskräften aus dem jeweiligen Staat auch die Bearbeitungskapazität der jeweili-
gen Auslandsvertretungen wider. Das BMAS, das Auswärtige Amt, das Bundesministeri-
um des Innern, für Bau und Heimat und das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie werden die Verteilung des Kontingents jährlich überprüfen und gegebenenfalls anpas-
sen. Zudem haben die beteiligten Ressorts vereinbart, jährlich im Sommer ein Monitoring 
des Kontingents vorzunehmen.

Satz 4 entspricht dem bis zum 31. Dezember 2020 geltenden Satz 3 des § 26 Absatz 2. 
Die in § 26 Absatz 2 aufgeführten Staaten sind nach Anlage II zu § 29a des Asylgesetzes 
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sichere Herkunftsstaaten. Die Asylanträge von Personen mit der Staatsangehörigkeit die-
ser Staaten werden deshalb regelmäßig als offensichtlich unbegründet abgelehnt. § 26 
Absatz 2 Satz 3 soll verhindern, dass eine Person zunächst einen nicht erfolgverspre-
chenden Asylantrag stellt und in der Folge Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz in Anspruch nimmt, obwohl ihr ein Verfahren für die Einreise und den Aufenthalt im 
Bundesgebiet zur Aufnahme einer Beschäftigung offensteht. Eine Weiterführung von Satz 
4 des geltenden § 26 Absatz 2 ist hingegen verzichtbar, da die Frist für eine „unverzügli-
che“ Ausreise nach dieser Vorschrift inzwischen für sämtliche betroffenen Personen ver-
strichen ist.

Satz 5 sieht als weiteren Schutz inländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen 
Ausschluss von § 9 für Beschäftigungen nach § 19c Absatz 1 AufenthG in Verbindung mit 
§ 26 Absatz 2 vor. Nach § 9 bedarf die Ausübung einer Beschäftigung keiner Zustimmung 
der BA, wenn zum Beispiel eine versicherungspflichtige Beschäftigung für zwei Jahre 
ausgeübt wurde. Der Ausschluss dieser Regelung stellt sicher, dass bei Arbeitsplatz-
wechseln von Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 19c Absatz 1 AufenthG 
in Verbindung mit § 26 Absatz 2 bis zur Erteilung einer Niederlassungserlaubnis die Prü-
fung der Gleichwertigkeit der Beschäftigungsbedingungen sowie die Vorrangprüfung 
durchgeführt wird. Der Ausschluss gilt nicht für Altfälle, die aufgrund der bis zum 31. De-
zember 2020 geltenden Fassung des § 26 Absatz 2 eine Zustimmung zur Ausübung einer 
Beschäftigung erhalten haben.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

AIS - In - Wi

zu Punkt … der 994. Sitzung des Bundesrates am 9. Oktober 2020

Sechste Verordnung zur Änderung der Beschäftigungs-
verordnung

A 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik (AIS) und 

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In) 

empfehlen dem Bundesrat,  

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe der 

folgenden Änderungen zuzustimmen:

1. Zu Artikel 1 (§ 26 Absatz 2 Satz 1, 3, 5 BeschV) 

In Artikel 1 ist § 26 Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter „in den Jahren 2021 bis einschließlich 2023“ zu 

streichen. 

b) Satz 3 ist zu streichen. 

c) Satz 5 ist zu streichen.

Begründung: 

Die Evaluation durch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
hat gezeigt, dass es sich bei der Westbalkanregelung um eine sinnvolle und er-
folgreiche Regelung handelt. Die Westbalkanregelung hat sich zusammen mit

AIS

bei 
Annahme 

entfällt 
Ziffer 4
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der Einstufung der in Rede stehenden Länder als sichere Herkunftsstaaten als 
überaus erfolgreich erwiesen, sowohl was die Integration der betroffenen Ar-
beitskräfte in den Arbeitsmarkt als auch die Entlastung des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge durch unbegründete Asylanträge aus dem Westbal-
kan angeht. Abgesehen von einer Entfristung wird daher kein Handlungsbedarf 
zur Modifizierung dieses sinnvollen Bausteins des deutschen Einwanderungs-
systems gesehen. 

Zu Buchstabe a 

Da die Regelung bereits über mehrere Jahre erprobt wurde und sich bewährt 
hat, ist nicht nachvollziehbar, warum nun eine erneute Befristung vorgesehen 
ist, die zudem lediglich auf drei Jahre bemessen ist. Die erneute Befristung 
wird daher abgelehnt. 

Zu Buchstabe b 

Abgelehnt wird darüber hinaus die in der Verordnung vorgesehen Einführung 
eines Kontingents von 25 000 Zustimmungen pro Kalenderjahr. Dem Schutz 
des einheimischen Arbeitsmarkts wird bereits ausreichend durch die erforderli-
che Vorrangprüfung Rechnung getragen. Warum zusätzlich eine Kontingentie-
rung erforderlich sein soll, erschließt sich nicht. Die Verordnung begründet die 
Einführung eines jährlichen Kontingents damit, dass ein solches den inländi-
schen Arbeitgebern, den Arbeitskräften in den Staaten des Westbalkans sowie 
der Verwaltung Planungssicherheit geben würde. Dieses Argument ist nicht 
nachzuvollziehen. Für inländische Arbeitgeber sowie für die betroffenen Ar-
beitskräfte dürfte die Einführung einer Obergrenze gerade weniger Planungssi-
cherheit bedeuten, da die Erfolgsaussichten der Zuwanderung in der Phase der 
Anwerbung – das heißt vor der Antragstellung nach Satz 2 – unklar sind. In-
wieweit die Einführung eines Kontingents die Planungssicherheit für die Ver-
waltung erhöhen würde, ist ebenfalls fraglich, da im Voraus nicht bekannt ist, 
bei welchen konkreten Auslandsvertretungen wann wie viele Anträge im Rah-
men des Kontingents gestellt werden und welche weiteren konkreten Stellen im 
Einzelfall zu beteiligen sind. Es steht zu befürchten, dass die Kontingentierung 
lediglich zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand und damit letztlich zu einem 
weniger effektiven Verfahren führt. Ganz praktisch ist ferner zu befürchten, 
dass gegen Jahresende keine Zustimmungen mehr erteilt werden können, ohne 
dass dies sachlich gerechtfertigt wäre. Die Kontingentierung schadet Unter-
nehmen und der deutschen Wirtschaft, da sie die Möglichkeit einschränkt, ge-
eignete Arbeitskräfte für offene Stellen zu finden. Zudem steht der Vorschlag 
einer Kontingentierung der erstrebten Willkommenskultur für Erwerbseinwan-
derer entgegen. 

Zu Buchstabe c 

Ebenfalls abgelehnt wird die in der Verordnung als § 26 Absatz 2 Satz 5 vorge-
sehene Regelung, nach der für Personen, die nach dem 31. Dezember 2020 ei-
ne Zustimmung nach § 26 Absatz 2 BeschV erhalten, die Anwendung von § 9 
BeschV ausgeschlossen sein soll. Sofern die betroffenen Personen im Besitz 
einer Blauen Karte EU oder einer Aufenthaltserlaubnis sind und auch die übri-
gen Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 BeschV erfüllen, ist nicht einzusehen, 
warum die Ausübung einer Beschäftigung nicht auch für sie zustimmungsfrei 
sein soll. Die Regelung wird auch mit Blick auf Artikel 3 des Grundgesetzes 
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kritisch gesehen, da sie hinsichtlich der Beschäftigung bei Vorbeschäftigungs-
zeiten oder längerem Voraufenthalt Personen aus Westbalkan-Ländern ohne 
nachvollziehbaren Grund schlechter stellt als andere Personen aus Drittstaaten. 

2. Zu Artikel 1 (§ 26 Absatz 2 Satz 6 – neu – BeschV) 

In Artikel 1 ist dem § 26 Absatz 2 folgender Satz anzufügen: 

„Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales überprüft und evaluiert im 

Jahr 2023 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau 

und Heimat, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und dem 

Auswärtigen Amt die Anwendung der vorstehenden Regelungen.“

Begründung 

In der Allgemeinen Begründung zum Gesetzentwurf Abschnitt VII Satz 2, 3 
wird ausgeführt: „Eine Evaluierung ist auch unter Berücksichtigung des haus-
hälterischen Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit nicht erforderlich, da das Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) bereits die bisherige befriste-
te Regelung evaluiert hat. Es ist nicht zu erwarten, dass durch eine weitere 
Evaluierung zusätzliche Erkenntnisse gewonnen werden.“ 

Die vorliegende positive Evaluierung durch das IAB datiert vom April 2020 – 
die wirtschaftlichen Corona-Verwerfungen und mögliche Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt konnten dabei nicht berücksichtigt werden. Eine erneute Eva-
luierung der Regelung unter den veränderten Rahmenbedingungen gerade vor 
dem Hintergrund der unsicheren Aussichten für den Arbeitsmarkt ist unab-
dingbare Voraussetzung für die anstehende Entscheidung im Jahr 2023 hin-
sichtlich Entfristung, weitere Befristung oder Wegfall der Regelung. 

Insbesondere die Gefahr des Missbrauchs könnte unter veränderten volkswirt-
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Gegebenheiten deutlich zunehmen, 
weshalb einer erneuten Evaluierung große Bedeutung zukommt. 

Gerade die vom IAB attestierte Beständigkeit der Westbalkan-Arbeits-
verhältnisse und die nicht bestehende Missbrauchsanfälligkeit sollte unter dem 
Einfluss der Corona-Krise für die Jahre 2021 und 2022 nochmals evaluiert 
werden, sodass der Bundesregierung im Frühjahr 2023, rechtzeitig vor Ent-
scheidung über den Fortgang der Westbalkan-Regelung, ein ausführlicher Be-
richt über alle relevanten Daten vorliegt.

 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 der Begründung werden bei Annahme von Ziffer 1 redaktionell angepasst.

In
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B 

3. Der Wirtschaftsausschuss (Wi) 

empfiehlt dem Bundesrat,  

der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.

C 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik und  

der Wirtschaftsausschuss

empfehlen dem Bundesrat ferner, folgende Entschließungen zu fassen:  

4. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung vor dem Hintergrund der geplanten 

Kontingentierung auf, im Rahmen einer zukünftigen Änderung der Beschäfti-

gungsverordnung zu prüfen, ob auf die in § 26 Absatz 2 Satz 3 genannte Ober-

grenze von 25 000 Zustimmungen verzichtet werden kann. 

Begründung: 

Die vorgesehene Kontingentierung ist nicht notwendig, da bereits die Vorrang-
prüfung den Behörden ausreichend Möglichkeit gibt, anhand der Situation am 
Arbeitsmarkt zu entscheiden, ob der Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglicht 
werden kann oder soll. Vor allem aber ist es nicht überzeugend, die Kontingen-
tierung mit nicht ausreichenden Kapazitäten bei den Visastellen zu rechtferti-
gen. Im Interesse der Stärkung des Standortes Deutschland ist es vielmehr 
sinnvoll, die notwendigen Anpassungen für eine zügige Bearbeitung der An-
träge umgehend umzusetzen.  

Wi

entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 1
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5. Der Bundesrat bittet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, die Evalu-

ierung der sogenannten Westbalkanregelung für den Zeitraum 2021 bis 2023 

fortzuführen und insbesondere auch die Fragen der qualifikationsadäquaten Be-

schäftigung sowie der Qualität der Arbeitsbedingungen zu vertiefen. 

Betrachtet werden sollte zudem, inwieweit der Arbeitsmarktzugang über die 

Westbalkanregelung zu einer nachhaltigen Integration führt. Daneben können 

die zwischenzeitlich geschaffenen Zugangsmöglichkeiten nach dem Fachkräf-

teeinwanderungsgesetz mit den Überschneidungen zum Anwendungsbereich 

der Westbalkanregelungen einen zusätzlichen Untersuchungsansatz bieten.

Begründung: 

Die befristete Verlängerung der sogenannten Westbalkanregelung wird unter 
anderem mit dem Verweis auf die „Evaluierung der Westbalkanregelung: Re-
gisterdatenanalyse und Betriebsfallstudien“ vom März 2020, die das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) im Auftrag des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) durchgeführt hat (BMAS-Forschungsbericht 
544) begründet. Es wurden Integrationsverläufe von Beschäftigten betrachtet, 
die die Westbalkanregelung 2016 und 2017 in Anspruch genommen haben. 
Damit beziehen sich die quantitativen Ergebnisse der Studie nur auf einen Be-
obachtungszeitraum von (maximal) zwei Jahren, also einen relativ kurzen Zeit-
raum. Zudem ist die Westbalkanregelung zu einer Zeit in Kraft getreten und 
evaluiert worden, in der die Arbeitslosenquote in Deutschland sehr gering war. 
Es ist davon auszugehen, dass die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf 
die Wirtschaft auch deutliche Auswirkungen auf die Arbeitsmarktintegration 
von Personen haben, die über die Westbalkanregelung eine Aufenthaltserlaub-
nis bekommen haben oder künftig bekommen werden. 

Die Entscheidung über eine weitere Verlängerung der Westbalkanregelung 
über das Jahr 2023 hinaus sollte auf Grundlage weiterer und detaillierterer Er-
kenntnisse erfolgen. Entsprechendes gilt auch für den Fall der Ausweitung der 
Systematik auf weitere Staaten oder Regionen.

 Absatz 2 der Begründung wird bei Annahme von Ziffer 1 redaktionell angepasst.

AIS
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